
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Prozess Volksinitiative "für tiefere Spitalkosten"

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Benteli, Marianne

Bevorzugte Zitierweise

Benteli, Marianne 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: Volksinitiative "für
tiefere Spitalkosten", 1997 - 2000. Bern: Année Politique Suisse, Institut für
Politikwissenschaft, Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am
23.04.2024.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK I

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Sozialpolitik
1Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

1Gesundheitspolitik

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK II



Abkürzungsverzeichnis

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 1



Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Der Detailhandel-Discounter Denner lancierte Ende Jahr eine Volksinitiative "für
tiefere Spitalkosten". Demnach soll die obligatorische Krankenversicherung in der
heutigen Form aufgehoben und durch eine reine Spitalkostenversicherung ersetzt
werden. Ganz gleich, ob ein Patient in der allgemeinen oder privaten Abteilung, im
öffentlichen Spital oder in der Privatklinik liegt, sollen die Versicherer pro Tag 250 Fr.
(indexiert) an die Kosten bezahlen. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 02.12.1997
MARIANNE BENTELI

Die vom Detailhandel-Discounter Denner im Vorjahr lancierte Volksinitiative “für
tiefere Spitalkosten” kam mit 106'776 gültigen Unterschriften zustande. Danach soll die
obligatorische Krankenkasse abgeschafft und durch eine reine Spitalkostenversicherung
abgelöst werden, welche eine Tagespauschale ausrichtet. 2

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 14.10.1998
MARIANNE BENTELI

Kategorisch und ohne direkten oder indirekten Gegenvorschlag lehnte der Bundesrat
die Denner-Initiative „für tiefere Spitalkosten“ ab, welche die obligatorische
Krankenversicherung auf Spitalaufenthalte beschränken möchte, für welche die
Krankenversicherungen – unabhängig von den tatsächlichen Kosten – 250 Fr. pro Tag zu
bezahlen hätten. Wer sich weiterhin für die ambulante oder teilstationäre Behandlung
versichern möchte, müsste dafür eine freiwillige Zusatzversicherung abschliessen.
Gemäss dem Bundesrat würde das Volksbegehren das soziale System der
Krankenversicherung untergraben, ohne die Gesundheitskosten zu senken. Es fände
eine Entsolidarisierung mit jenen (oft betagten) chronisch Kranken statt, die ständige
ärztliche ambulante Betreuung brauchen. Zudem würden sich die Patientinnen und
Patienten vermehrt im Spital behandeln lassen, was die Gesundheitskosten
ungerechtfertigt anheben würde. Der Nationalrat folgte in der Wintersession mit
seltener Einmütigkeit dem Bundesrat und verwarf die Initiative mit 154 zu 7 Stimmen
deutlich. 3

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.12.1999
MARIANNE BENTELI

Diskussionslos und einstimmig lehnte auch der Ständerat die Volksinitiative „für tiefere
Spitalkosten“ ab. Das aus Kreisen um den Detailhandelsgrossisten Denner lancierte
Begehren wollte das Versicherungsobligatorium auf den Spitalbereich beschränken. Für
alle anderen Leistungen sollte Privatversicherungsrecht herrschen. Die Vorlage wurde
vor der Abstimmung nur gerade von der Lega unterstützt, alle anderen Parteien und die
massgebenden Verbände lehnten sie ab. In der Volksabstimmung vom 26. November
wurde die Initiative mit über 82 Prozent Neinstimmen massiv verworfen.

Abstimmung vom 26. November 2000

Beteiligung: 41,7%
Ja: 343 008 (17,9%) / 0 Stände
Nein: 1 574 528 (82,1%) / 20 6/2 Stände

Parolen:
– Ja: Lega.
– Nein: FDP, CVP, SP, SVP, LP, EVP, CSP, PdA, GP, SD, EDU, FP; Economiesuisse, SGV,
SBV, SGB, CNG.

Die nahezu einhellige Ablehnung der Initiative zeigte sich auch im Abstimmungsprofil.
Gemäss der Vox-Analyse ergab sich kein signifikanter Zusammenhang zwischen
soziodemographischen Merkmalen und Stimmentscheid. Auch bei den
parteipolitischen Merkmalen konnten nur graduelle Unterschiede ausgemacht werden;
so lagen die Neinstimmenanteile bei den Bundesratsparteien mit Ausnahme der SVP
über 80%. Die Ablehnung der Initiative war im rechtskonservativen Lager weniger
ausgeprägt, aber immer noch sehr deutlich. 4

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 26.11.2000
MARIANNE BENTELI
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